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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�inwiefern ihr die Höhe der Bugwelle, das heißt die Anzahl der unbearbeiteten, 
eingegangenen Anträge im Regierungspräsidium Stuttgart im Bereich der An-
erkennung ausländischer Abschlüsse in reglementierten Berufen im Gesund-
heitswesen bekannt ist (bitte aufgeschlüsselt nach den Berufsbereichen akade-
mische Heilberufe, Gesundheitsfachberufe) und wie sie diese beurteilt;

2.	�inwiefern sie Kenntnis über die Zahl der sich im Regierungspräsidium Stuttgart 
in Bearbeitung befindlichen Anträge hat und wie sie diese beurteilt (bitte auf-
geschlüsselt nach den Berufsbereichen akademische Heilberufe, Gesundheits-
fachberufe und nach dem Alter der Anträge);

3.	�welche Gründe sie für die nicht abschließend bearbeiteten Anträge nennen 
kann (bitte aufgeschlüsselt nach fehlenden Unterlagen und sonstigen Gründen);

4.	�wann die gesetzliche Frist von drei Monaten bei der Bearbeitung der Anträge 
eingehalten wurde und wann nicht, unter Angabe der Gründe, warum sie nicht 
eingehalten wurde;

5.	�wie lange die durchschnittliche Bearbeitungsdauer der offenen Anträge beträgt 
(bitte aufgeschlüsselt nach Anzahl der Anträge und jeweiliger Dauer in den 
Zeiträumen null bis 3 Monate, drei bis sechs Monate, sechs bis zwölf Monate, 
zwölf bis 18 Monate, 18 bis 24 Monate);
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  6.	�inwiefern ihr Zahlen zur Häufigkeit von parallelen Anerkennungsverfahren in 
unterschiedlichen Bundesländern bekannt sind und inwiefern ihr Erkenntnisse 
darüber vorliegen, ob und ggf. wann Personen im Rahmen der Antragstellung 
abwandern (bitte aufgeschlüsselt nach den Berufsbereichen akademische 
Heilberufe, Gesundheitsfachberufe);

  7.	welche Maßnahmen sie ergreift, um dem entgegenzuwirken;

  8.	�welche Kosten bei der Beantragung der Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
z. B. für Gutachterinnen und Gutachter in reglementierten Gesundheitsberu-
fen im Durchschnitt pro Einzelfall bzw. insgesamt entstehen und wie sich die-
se zusammensetzen (bitte aufgeschlüsselt nach den Berufsbereichen akademi-
sche Heilberufe, Gesundheitsfachberufe und nach Art der Kosten);

  9.	�in welchen Konstellationen die jeweils zuständigen Jobcenter bzw. die Agen-
turen für Arbeit diese Kosten übernehmen und in welcher Frist sie über die 
Kostenübernahme entscheiden;

10.	�inwiefern bei der individuellen Begutachtung von in Drittstaaten erworbenen 
Abschlüssen eine Übertragbarkeit auf weitere Antragstellerinnen und Antrag-
steller möglich ist, zum Beispiel für alle Antragstellenden, die ihr Medizinstu-
dium an einer bestimmten Universität (etwa Damaskus) ab einem bestimmten 
Zeitpunkt (etwa 2005) begonnen haben;

11.	�inwiefern sie Angaben zum Monitoring und zur Art und Weise machen kann, 
wie dieses vollzogen wird;

12.	�wie viele Anerkennungsverfahren in welchen Gesundheitsberufen von seit 
März 2022 aus der Ukraine Geflohenen inzwischen in den Beratungsstellen 
bzw. im Regierungspräsidium zu verzeichnen waren und wie viele davon posi-
tiv beschieden wurden.

17.3.2023

Wahl, Kenner, Dr. Kliche-Behnke, Rivoir, Rolland SPD

B e g r ü n d u n g

Der Bedarf an qualifizierten Fachkräften in Baden-Württemberg ist sehr hoch und 
kann nicht allein durch Bildung und Ausbildung im Inland gedeckt werden. Des-
halb werden in den nächsten Jahren Zuwanderung und Fachkräfte aus dem Aus-
land benötigt, vor allem in reglementierten Gesundheitsberufen in Baden-Würt-
temberg, in denen bereits jetzt ein eklatanter Mangel an Fachkräften herrscht. 
Voraussetzung für die Integration ausländischer Fachkräfte in den Arbeitsmarkt 
sind neben ausreichenden Sprachkenntnissen vor allem die Anerkennung von Be-
rufsabschlüssen. Die Dauer des Anerkennungsverfahrens – und damit die Bewäl-
tigung der Anträge durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Regierungs-
präsidium Stuttgart – ist ein entscheidender Faktor dafür, wie schnell ausländische 
Fachkräfte in Baden-Württemberg beschäftigt werden können.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 11. April 2023 Nr. 31Ref-0141.5-017/4432 nimmt das Minis-
terium für Soziales, Gesundheit und Integration im Einvernehmen mit dem Minis-
terium für Finanzen und dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�inwiefern ihr die Höhe der Bugwelle, das heißt die Anzahl der unbearbeiteten, 
eingegangenen Anträge im Regierungspräsidium Stuttgart im Bereich der An-
erkennung ausländischer Abschlüsse in reglementierten Berufen im Gesund-
heitswesen bekannt ist (bitte aufgeschlüsselt nach den Berufsbereichen akade-
mische Heilberufe, Gesundheitsfachberufe) und wie sie diese beurteilt;

Alle Anträge, die im Regierungspräsidium Stuttgart eingehen, werden grundsätz-
lich innerhalb von höchstens vier Wochen, im Regelfall jedoch bereits nach we-
nigen Tagen, elektronisch erfasst und mit einer Eingangsbestätigung, die erste 
Hinweise zum weiteren Vorgehen enthält, beantwortet. In diesem Zusammenhang 
wird darauf hingewiesen, dass die gesetzlich vorgegebene Bearbeitungsfrist vom 
Regierungspräsidium Stuttgart grundsätzlich eingehalten wird (siehe Antwort auf 
Frage 4).

2.	�inwiefern sie Kenntnis über die Zahl der sich im Regierungspräsidium Stuttgart 
in Bearbeitung befindlichen Anträge hat und wie sie diese beurteilt (bitte auf-
geschlüsselt nach den Berufsbereichen akademische Heilberufe, Gesundheits-
fachberufe und nach dem Alter der Anträge);

Die nach dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz kalenderjährlich zu erhe-
bende einschlägige Statistik wird vom Statistischen Landesamt Baden-Württem-
berg ausgewertet und veröffentlicht. Die Ergebnisse für das Berichtsjahr 2022 
werden dem Statistischen Landesamt Baden-Württemberg voraussichtlich aller-
dings erst im dritten Quartal 2023 vorliegen.

Die Anzahl der in Baden-Württemberg im Bereich der akademischen Heilberufe 
und im Bereich der Gesundheitsfachberufe seit 2017 aufgenommenen Anerken-
nungsverfahren für im Ausland abgeschlossene Berufsqualifikationen für regle-
mentierte Berufe im Berufsfeld Gesundheit kann der folgenden Tabelle entnom-
men werden. Wegen ihrer großen Bedeutung für das Gesundheitswesen sind die 
Berufe „Altenpflegehelfer/-in“ und „Gesundheits- und Krankenpflegehelfer/-in“, 
bei denen es sich nicht um Fachkraftberufe, sondern um Hilfsberufe handelt, so-
wie der Beruf „Altenpfleger/-in“, bei dem es sich nicht um einen Gesundheitsbe-
ruf, sondern um einen Sozialen Beruf handelt, ebenfalls als Gesundheitsfachberufe 
berücksichtigt. 

Datenquelle: Anerkennungsstatistik nach Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz bzw. Landesan-
erkennungsgesetz Baden-Württemberg; Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, März 2023

Die Anzahl der nach Art des Verfahrensabschlusses aufgeschlüsselten, abge-
schlossenen Verfahren kann den folgenden Tabellen entnommen werden. Der auf-
enthaltsrechtliche Status der Antragstellenden wird in der Statistik des Statisti-
schen Landesamtes Baden-Württemberg nicht erfasst.
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Datenquelle: Anerkennungsstatistik nach Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz bzw. Landesan-
erkennungsgesetz Baden-Württemberg; Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, März 2023

Datenquelle: Anerkennungsstatistik nach Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz bzw. Landesan-
erkennungsgesetz Baden-Württemberg; Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, März 2023

Da die Auflage einer Ausgleichsmaßnahme durch rechtsmittelfähigen Bescheid 
erfolgt, gelten auch Verfahren, in denen eine auferlegte Ausgleichsmaßnahme 
noch nicht absolviert ist, im Sinne der Statistik als bereits abgeschlossen.

3.	�welche Gründe sie für die nicht abschließend bearbeiteten Anträge nennen 
kann (bitte aufgeschlüsselt nach fehlenden Unterlagen und sonstigen Gründen);

Gründe für nicht abschließend bearbeitete Anträge sind sowohl fehlende Unter-
lagen wie z. B. Sprachnachweise oder Visa, aber auch vielfältige sonstige Gründe. 
Diese liegen insbesondere in Wohnortwechseln in ein anderes Bundesland, dem 
Wechsel des Arbeitsplatzes, unzureichenden Möglichkeiten zur Durchführung 
einer Anpassungsmaßnahme, einem Nichtantreten der Anpassungsmaßnahme im 
Bereich der Gesundheitsfachberufe oder der Kenntnisprüfung, längeren Wartezei-
ten bei Gutachten für die Gleichwertigkeitsfeststellung (Medizin) sowie mehrmo-
natigen Vorbereitungszeiten der Antragstellenden auf Fachsprachen- oder Kennt-
nisprüfungen bei Dritten, z. B. Kammern und Schulen.

4.	�wann die gesetzliche Frist von drei Monaten bei der Bearbeitung der Anträge 
eingehalten wurde und wann nicht, unter Angabe der Gründe, warum sie nicht 
eingehalten wurde;

Die gesetzliche Frist zur Bearbeitung der Anträge greift erst ab dem Zeitpunkt, 
in dem die Unterlagen vollständig vorliegen. Diese Frist wird grundsätzlich ein-
gehalten. Das Regierungspräsidium Stuttgart führt keine Statistik über die Ein-
haltung der Frist. 
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5.	�wie lange die durchschnittliche Bearbeitungsdauer der offenen Anträge beträgt 
(bitte aufgeschlüsselt nach Anzahl der Anträge und jeweiliger Dauer in den 
Zeiträumen null bis 3 Monate, drei bis sechs Monate, sechs bis zwölf Monate, 
zwölf bis 18 Monate, 18 bis 24 Monate);

Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer vom Zeitpunkt des Eingangs eines An-
trages bis zur Erteilung der Berufsurkunde beträgt im Bereich der Gesundheits-
fachberufe zwölf bis fünfzehn Monate und bei den akademischen Heilberufen 
fünfzehn bis achtzehn Monate. Die Bearbeitungsdauer im Einzelfall hängt erheb-
lich von der Beschaffung der zur Entscheidung erforderlichen vollständigen 
Unterlagen sowie weiteren Aspekten ab. Hiervon umfasst sind – wie bereits bei 
Frage 3 ausgeführt – insbesondere Wohnortwechsel in ein anderes Bundesland, 
Wechsel des Arbeitsplatzes, unzureichende Möglichkeiten zur Durchführung ei-
ner Anpassungsmaßnahme, Nichtantreten der Anpassungsmaßnahme im Bereich 
der Gesundheitsfachberufe oder der Kenntnisprüfung, längere Wartezeiten bei 
Gutachten für die Gleichwertigkeitsfeststellung (Medizin) sowie mehrmonatige 
Vorbereitungszeiten der Antragstellenden auf Fachsprachen- oder Kenntnisprü-
fungen bei Dritten, z. B. Kammern und Schulen. Die Bearbeitungsdauer differiert 
in der Praxis erheblich. Von daher haben die vorstehend genannten Bearbeitungs-
zeiten nur eine begrenzte Aussagekraft. 

6.	�inwiefern ihr Zahlen zur Häufigkeit von parallelen Anerkennungsverfahren in 
unterschiedlichen Bundesländern bekannt sind und inwiefern ihr Erkenntnisse 
darüber vorliegen, ob und ggf. wann Personen im Rahmen der Antragstellung 
abwandern (bitte aufgeschlüsselt nach den Berufsbereichen akademische Heil-
berufe, Gesundheitsfachberufe);

Statistische Erhebungen zur Häufigkeit von parallel geführten Anerkennungsver-
fahren gibt es nicht. Erkenntnisse aus der Verwaltungspraxis deuten allerdings 
darauf hin, dass insbesondere in den Bereichen Pflege und Humanmedizin Fluk
tuation zwischen den Bundesländern besteht. Es lässt sich allerdings nicht ab-
schätzen, ob sich für Baden-Württemberg im Saldo eher eine Zu- oder eine Ab-
wanderung gibt. Entsprechende Aussagen wären daher spekulativ.

7.	welche Maßnahmen sie ergreift, um dem entgegenzuwirken;

Das Thema ist regelmäßig Gegenstand von Abstimmungsgesprächen mit den an-
deren Ländern. Potenzielle Wechselkandidatinnen und -kandidaten werden auf die 
mit einem Umzug in ein anderes Bundesland verbundenen möglichen zeitlichen 
Verzögerungen und etwaige finanzielle Mehrbelastungen durch erneute Antrag-
stellung hingewiesen. 

8.	�welche Kosten bei der Beantragung der Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
z. B. für Gutachterinnen und Gutachter in reglementierten Gesundheitsberufen 
im Durchschnitt pro Einzelfall bzw. insgesamt entstehen und wie sich diese zu-
sammensetzen (bitte aufgeschlüsselt nach den Berufsbereichen akademische 
Heilberufe, Gesundheitsfachberufe und nach Art der Kosten);

Im Bereich der akademischen Heilberufe (a.) fallen die (Gutachten-)Kosten ins-
gesamt höher aus als in den Gesundheitsfachberufen (b.).
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(a.)

Gebühren Regierungspräsidium (RP):

* Angaben jeweils in Euro

(b.)

Gebühren Regierungspräsidium (RP):

* Angaben jeweils in Euro

9.	�in welchen Konstellationen die jeweils zuständigen Jobcenter bzw. die Agen-
turen für Arbeit diese Kosten übernehmen und in welcher Frist sie über die 
Kostenübernahme entscheiden;

Nach § 44 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – (SGB III) 
bzw. § 16 Absatz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende – (SGB II) i. V. m. § 44 SGB III können Ausbildungs-
suchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose aus dem 
Vermittlungsbudget der Agentur für Arbeit bzw. des Jobcenters bei der Anbah-
nung oder Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gefördert wer-
den, wenn dies für die berufliche Eingliederung notwendig ist. Im Rahmen der 
Förderung können auch Kosten erstattet werden, die im Zusammenhang mit dem 
Anerkennungsverfahren nach dem Anerkennungsgesetz des Bundes (Gesetz zur 
Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufs-
qualifikationen – Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz BQFG) und den Aner-
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kennungsgesetzen der Länder, z. B. für Übersetzungen, Gebühren, Verfahren für 
die Prüfung der Gleichwertigkeit von ausländischen Berufsqualifikationen sowie 
Qualifikationsanalysen, stehen – soweit dies für eine nachhaltige Eingliederung in 
Arbeit erforderlich ist. Die Förderentscheidung trifft die Vermittlungsfachkraft im 
Einzelfall. Eine Förderung wird erbracht, wenn sie im Sinne des § 37 SGB II 
rechtzeitig, das heißt vor Eintritt des leistungsbegründenden Ereignisses, bean-
tragt wurde. Dies gilt entsprechend § 324 SGB III für die Agenturen für Arbeit. 
Als Antragstellung gilt jede schriftliche, mündliche oder fernmündliche Erklä-
rung, die erkennen lässt, dass Leistungen begehrt werden. Die Kostenerstattung 
an den Kunden erfolgt auf Nachweis.

10.	�inwiefern bei der individuellen Begutachtung von in Drittstaaten erworbenen 
Abschlüssen eine Übertragbarkeit auf weitere Antragstellerinnen und Antrag-
steller möglich ist, zum Beispiel für alle Antragstellenden, die ihr Medizinstu-
dium an einer bestimmten Universität (etwa Damaskus) ab einem bestimmten 
Zeitpunkt (etwa 2005) begonnen haben;

In die Prüfung der Gleichwertigkeit sind neben dem eigentlichen Abschluss auch 
die jeweilige individuelle Berufserfahrung und lebenslanges Lernen einzubezie-
hen. Die Betrachtung des jeweiligen Einzelfalles ist insofern gesetzlich vorge-
zeichnet. Eine pauschale Übertragbarkeit von Begutachtungen von in Drittstaaten 
erworbenen Abschlüssen auf weitere Antragstellerinnen und Antragsteller wäre 
daher rechtlich fragwürdig. Die einschlägigen Daten über Studiengänge differie-
ren im Übrigen teilweise erheblich; die rechtlichen Grundlagen und die Curricula 
im Ausland sind einem stetigen Wandel unterworfen. Gerade auch vor diesem 
Hintergrund werden Mustergutachten bereits jetzt unterstützend herangezogen.

11.	�inwiefern sie Angaben zum Monitoring und zur Art und Weise machen kann, 
wie dieses vollzogen wird;

Anhand der Frage ist nicht ersichtlich, auf welches Monitoring abgezielt wird. 
Eine Beantwortung der Frage ist auf Grundlage der innerhalb der Landesregie-
rung und dem Regierungspräsidium Stuttgart vorliegenden Erkenntnisse nicht 
möglich. 

12.	�wie viele Anerkennungsverfahren in welchen Gesundheitsberufen von seit 
März 2022 aus der Ukraine Geflohenen inzwischen in den Beratungsstellen 
bzw. im Regierungspräsidium zu verzeichnen waren und wie viele davon posi-
tiv beschieden wurden.

Anerkennungsberatungszentren:

In den Beratungszentren zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikation ist 
die Nachfrage von Ratsuchenden mit Abschlüssen aus der Ukraine im Jahr 2022 
stark gestiegen. Es ist davon auszugehen, dass dieser Anstieg auf die Zahl der ge-
flüchteten Menschen aus der Ukraine zurückzuführen ist. Insgesamt wurden 20 % 
der Beratungen zu Abschlüssen aus der Ukraine geführt, womit ukrainische Ab-
schlüsse die Beratungsgespräche insgesamt zahlenmäßig anführten. Da sich die 
Länderstatistik der Beratungszentren auf alle Berufsgruppen bezieht, sind spezi-
fische Angaben zu Gesundheitsberufen allerdings nicht möglich.

Regierungspräsidium Stuttgart:

Humanmedizin/Zahnmedizin/Pharmazie

Dem Regierungspräsidium lagen zum Bearbeitungszeitpunkt dieser Anfrage im 
Bereich Humanmedizin insgesamt 64, im Bereich Zahnmedizin sechs und im Be-
reich Pharmazie sieben Anträge auf Approbation vor. Bisher wurde noch keine 
Approbationen erteilt.
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Gesundheits- und Krankenpflege

Hier lagen zum Bearbeitungszeitpunkt dieser Anfrage insgesamt 40 Anträge vor. 
Bei 13 dieser Anträge wurden Unterlagen nachgefordert und bei 17 Anträgen 
bereits ein Defizitbescheid ausgestellt oder ein Schreiben mit Hinweis auf die 
Kenntnisprüfung versendet. Bei neun Anträgen wurde bisher zunächst der Ein-
gang bestätigt. Ein Antrag wurde abgelehnt.

Sonstige Gesundheitsfachberufe

Im Bereich der Medizinisch-technischen Assistenten liegen bislang drei, im Be-
reich der Hebammen zwei und im Bereich der Physiotherapeuten fünf Anträge 
vor. Berufsurkunden wurden bisher noch nicht erteilt. 

Lucha
Minister für Soziales,
Gesundheit und Integration
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